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Ziel der laufenden EEG-Novelle muss es sein, bestehende Anlagen zu sichern, neue Investitionen wie
die Flexibilisierung anzureizen und die Potenziale aller Bioenergietrager zum Zweck einer resilienten,
versorgungssicheren Energieinfrastruktur gezielt zu starken. Der vorliegende Kabinettsentwurf (KabE)
ist dazu nicht geeignet. Insbesondere sehen wir folgenden weiteren Anderungsbedarf:

1. Biomasse-Ziel und Ausschreibungsvolumen anheben: Das Biomasse-Ziel von 9,5 GW in 2030 und
2035 stellt zwar eine Stabilisierung der StromerzeugungsKAPAZITAT von Biomasseanlagen dar, fuhrt
aufgrund der Flexibilitatsvorgaben fur Biogasanlagen aber zu einem massiven Ruckgang der Strom-
MENGE. Das Ziel muss deutlich angehoben und so festgelegt werden, dass die aus Biomasse erzeugte
Strommenge mindestens auf dem heutigen Niveau stabilisiert und das volle Flexibilitatspotenzial der
Anlagen gehoben wird. Allein um die Stromerzeugung aus Biomasse auf dem heutigen Niveau zu hal-
ten und Biogasanlagen durch zusatzliche Blockheizkraftwerke auf die flexible Stromerzeugung umzu-
riisten, ist ein Volumen von mindestens 2.500 MW/a bis 2032 zwingend notwendig.

2. Maisdeckel streichen: Die Begrenzung des Einsatzes von Mais auf 25 Prozent (EEG 2023) bzw. 30
Prozent (KabE) am Einsatzstoffmix ist fachlich nicht zu rechtfertigen, verschlechtert die Wirtschaftlich-
keit und Effizienz von Biogasanlagen massiv und verhindert insbesondere eine saisonale Flexibilisie-
rung. Die Begrenzung im EEG sollte deshalb gestrichen werden, auch fiir Anlagen, die bereits dem
Maisdeckel unterliegen.

3. Zweiten Vergitungszeitraum auf 15 Jahre verlangern: Eine mehrfache Uberbauung, wie sie das ,Bio-
massepaket” vorsieht bzw. anreizt, erfordert in der Regel umfangreiche Investitionen an Bestandsan-
lagen. Diese waren auf Basis der bisherigen EEG auf eine doppelte Uberbauung ausgelegt. Das nun
gultige EEG inklusive der Anforderungen zur Vermeidung schwach positiver Borsenstrompreise setzen
nun eine entsprechend hohere Flexibilitat voraus. Die notwendigen Investitionen lassen sich haufig
nicht Uber einen Zeitraum von 12 Jahren amortisieren. Auch bereits bezuschlagte Anlagen sollten von
der Verlangerung profitieren.

4, Flexibilitdtszuschlag auf 130 Euro/kW anheben: Dies ist notwendig und gerechtfertigt, um die ange-
fallenen Kostensteigerungen der Inflation der letzten Jahre sowie der Zinssteigerungen auszugleichen
und den weiteren Zubau von Flexibilitat zu ermoglichen. Dies sollte auch flir bereits bezuschlagte
Anlagen gelten.

5. Begrenzung der Betriebsviertelstunden fiir Biogasanlagen durch Begrenzung der Bemessungsleis-
tung ersetzen — ohne Abstriche bei den Uberbauungsanforderungen. Die mit dem ,Biomassepaket"
eingeflhrte Methodik der Begrenzung der Betriebsviertelstunden hat sich in der Praxis nicht bewahrt:
anders als beabsichtigt wirken diese sehr restriktiv und fihren insb. bei Betreibern kleiner Biogasan-
lagen sowie Anlagen mit bestehenden Warmekonzepten oft dazu, dass die Vorgaben kurzfristig durch
eine Reduzierung der Stromerzeugung erfullt werden, keine neuen Investitionen getatigt werden und
bei der Notwendigkeit von Ersatzinvestitionen die Anlage stillgelegt wird. Die Begrenzung der Betriebs-
viertelstunden sollte deshalb durch die im vorherigen EEG gultige und bewahrte Begrenzung der jahr-
lich vergiitungsfahigen Strommenge (Bemessungsleistung) ersetzt werden. Dies sollte auch fiir bereits
bezuschlagte Anlagen gelten.

6. Netzbetreiber zum Angebot einer flexiblen Netzanschlussvereinbarung verpflichten, denn eines der
groRten Hemmnisse flur eine umfassende Flexibilisierung ist oft, dass Netzbetreiber den Anschluss
stark Uberbauter Anlagen verhindern.
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7. Anhebung der Bagatellgrenze von 350 auf 750 kW installierter Leistung

Gerade regional verankerte und landwirtschaftlich gepragte Kleinanlagen verfliigen haufig nicht tber
die wirtschaftlichen oder technischen Voraussetzungen, um die hohen Uberbauungsanforderungen
groBerer Anlagen zu erfullen, insbesondere wenn sie aufgrund ihrer GrofRe noch nicht genehmigungs-
bedurftig nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz sind. Zudem konnten viele bestehende Warme-
konzepte bei hoheren Uberbauungsanforderungen nicht mehr ausreichend versorgt werden. Um die
Stilllegung kleiner Biogasanlagen bzw. das Ende der daran angeschlossenen Warmekonzepte zu ver-
hindern, sollte eine zweifache Uberbauung fir Kleinanlagen ausreichen. Dazu ist eine Anhebung der
Bagatellgrenze der Uberbauungsanforderungen von 350 auf 750 kW notwendig, auch fiir bereits bezu-
schlagte Anlagen.

8. Kleinanlagenzuschlag verlangern und aufwerten, auch fiir bereits bezuschlagte Anlagen. Dies ware
im Sinne der Akteursvielfalt und wirde die klima- und umweltpolitisch besonders sinnvollen Kleinan-
lagen honorieren.

9. Verbesserungen fiir bereits bezuschlagte Anlagen und Maglichkeit der erneuten Teilnahme an der
Ausschreibung — Zusatzgebot zur weiteren Flexibilisierung: Viele Betreiber konnen ihre Anlagen trotz
eines erhaltenen Zuschlags nicht wirtschaftlich betreiben. Sollten die Ausschreibungskonditionen
nachgebessert werden, mussen auch Bestandsanlagen zwingend von diesen Verbesserungen profitie-
ren — andernfalls droht vielen von ihnen zeitnah das wirtschaftliche Aus. Zudem konnten viele Akteure
bei ihrer ersten Teilnahme nur mit der bestehenden oder einer zu geringen Leistung bieten, da feh-
lende Ubergangszeiten oder Engpasse beim Netzanschluss eine hohere Kapazitat verhinderten. Um
das volle Potenzial dieser Anlagen auszuschopfen und ihre Zukunft zu sichern, sollte eine erneute
Ausschreibungsteilnahme dringend wieder zugelassen werden.

10. Batteriespeicher als Flexibilitatsoption: Ein Batteriespeicher sollte auch bei Bioenergieanlagen als
Flexibilitatsoption — wie die Uberbauung mit BHKW-Leistung — ausdriicklich ermoglicht werden, zumal
bei festen Biomasseanlagen eine Flexibilisierung der Anlage (des Kessels) technisch nur bedingt mog-
lich und bei kleinen Biogasanlagen eine Uberbauung oft nicht wirtschaftlich ist. Dabei sollte allerdings
der Flexibilitatszuschlag nur fur die installierte Leistung der Bioenergieanlage in Anspruch genommen
werden konnen. Finanziell vergiitet wirde dabei allein die aus der Bioenergieanlage und dem (Bio-
energie-)Stromspeicher eingespeiste Strommenge bis zur jeweiligen Grenze an forderfahiger Strom-
menge (Hochstbemessungsleistung bzw. forderfahige Betriebsviertelstunden).

11. Ausschreibungen fiir hochflexible Biomethan-Blockheizkraftwerke fortfiihren: Biomethan kann im
Gasnetz uber viele Monate gespeichert werden und stellt deshalb eine hervorragende Moglichkeit dar,
den Schwerpunkt der Biogasverstromung auf die Wintermonate zu verlagern. Daruber hinaus ist Bio-
methan eine bereits heute verfligbare und kostenglnstige Alternative zu dem nur in geringen Mengen
verfugbharen Wasserstoff, bei dem eine starke Konkurrenz insb. mit dem Industrie- und Kraftstoffsektor
besteht.

12. Biomasse-Heizkraftwerke konnen bereits heute wichtige Momentanreserve fiir die Netzstabilitat
bereitstellen, sind daflir aber regulatorisch teilweise ausgeschlossen. Stattdessen werden fossile
Kraftwerke zur Bereitstellung von Momentanreserve herangezogen. Es ist deshalb erforderlich, diese
Ausschlusse aufzuheben und eine angemessene Vergutung fur die Bereitstellung von Momentanre-
serve aus Biomasseanlagen zu schaffen, die auch in flexiblen Fahrweisen zur Stabilisierung der Netz-
frequenz fortdauernd bereitgestellt werden kann.
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Der Handlungsdruck bei den Regelungen zur Bioenergie im EEG ist riesig. Tausende Betreiber von Bi-
ogas- und Holzenergieanlagen wollen investieren, werden aber durch fehlende und schlecht gemachte
Regulierung im EEG davon abgehalten. Dies gilt insbesondere fur die vielen Bestandsanlagen, deren
EEG-Vergltung nun auslauft und denen die Bundesregierung im Koalitionsvertrag eine Perspektive
zugesagt hatte. Wir sehen mit einigen Verbesserungen wie der Fortfiuhrung der Anschlussregelung fur
Glllekleinanlagen in der Erneuerbare-Energien-Verordnung (EEV) einzelne Schritte in diese Richtung.
In Summe bleibt der vorliegende Kabinettsentwurf (KabE) eines EEG 2027 aber weit hinter den Ankiin-
digungen des Koalitionsvertrags zurtick - und vor allem hinter dem, was wirklich notig ware. Von der
betriebswirtschaftlichen Freiheit, die Anlagenbetreiber so dringend benotigen, ist im KabE praktisch
nichts zu finden.

Notwendig ist ein Biomassepaket 2.0 - der KabE kommt dem nicht einmal nahe und muss dringend
umfassend nachgebessert werden. In der vorliegenden Kurzstellungnahme wird nur der dringendste
Anderungsbedarf dargelegt. Fiir eine umfassende Liste der Verbesserungsvorschlage sowie eine de-
tailliertere Ausarbeitung der hier gemachten Vorschlage wird auf die Langstellungnahme zum KabE
verwiesen.

Fur eine technologielbergreifende Bewertung des KabE wird auf die Stellungnahme des Bundesver-
band Erneuerbare Energie e.V. (BEE) verwiesen, die die Bioenergieverbande unterstiitzen. Auch weisen
wir auf die Stellungnahme der Bioenergieverbande zum KabE des sog. ,Netzanschlusspakets” hin.



https://www.hauptstadtbuero-bioenergie.de/aktuelles/stellungnahmen/stellungnahme-zum-entwurf-der-bundesregierung-fuer-ein-eeg-2027-vom-29072026
https://www.hauptstadtbuero-bioenergie.de/aktuelles/stellungnahmen/stellungnahme-zum-entwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-des-energiewirtschaftsrechts-zur-synchronisierung-des-anlagenzubaus-mit-d
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Im KabE wird suggeriert, das Biomasse-Ziel (§ 4 Nr. 4 EEG 2023) und die Ausschreibungsvolumina (§
28c Abs. 2 EEG 2023) wiirden so festgelegt, dass es zu einer Stabilisierung der Stromerzeugung aus
Biomasse kommt.

Diese Aussage ist extrem irrefuhrend und zeichnet ein falsches Bild von den Auswirkungen des Bio-
masse-Ziels und der Volumina. Richtig ist, dass ein Ziel von 9,5 GW fiir 2030 und 2035 eine Stabilisie-
rung der Stromerzeugungskapazitat (installierten Leistung) auf dem heutigen Niveau von rund 9,5 GW
darstellt. Aufgrund der Begrenzung der vergltungsfahigen Betriebsviertelstunden von Biogasanlagen
(§ 39i Abs. 2a EEG 2023) bzw. der vergiitungsfahigen Bemessungsleistung von Biomethananlagen (§
39m Abs. 2 EEG 2023) steht diesen 9,5 GW aber zukinftig eine deutlich geringere StromMENGE als heute
gegenuber. Bei gleichbleibender Stromerzeugungskapazitat von 9,5 GW fuhrt die sinkende Laufzeit
dazu, dass die aus Biomasse erzeugte Strommenge bis 2035 sinkt - gemall den Annahmen, die das
BMWE an anderer Stelle verwendet, um 35 Prozent.

Die Abschatzung der Auswirkungen des Biomasse-Ziels im KabE auf die aus Biomasse erzeugte Strom-
menge ergibt sich aus folgenden Zahlen, die vom BMWE an anderer Stelle verwendet werden:

e Datenerhebungen der AGEE Stat zur installierten Leistung und Bruttostromerzeugung aus Bi-
omasse flir das Jahr 2024 (feste Biomasse, Biogas, Biomethan, fliissige Biomasse, Klargas; ohne
biogener Anteil des Abfalls);"

e Den Annahmen im aktuellen Entwurf des Netzentwicklungsplans Strom fur die durchschnittli-
chen Volllaststunden von Biomasseanlagen im Jahr 2037.2

2024 Ziel im KabE (9,5 GW in 2035)
Installierte Leistung (GW) 95 95
Volllaststunden 4.645 3.000
Brutto-Stromerzeugung (TWh) L 28,5
Riickgang ggii. 2024 - 15,5 TWh (35%)

Ein 9,5-GW-Ziel fur 2030 bzw. 2035 stellt also nicht die im Koalitionsvertrag verabredete ,Zukunft fur
Biogasanlagen" dar und erst recht nicht die Aussage, der ,entschlossene Ausbau Erneuerbarer Ener-
gien beinhalte den netzdienlichen Ausbau [..] von Bioenergie“. Vielmehr wirde das 9,5-GW-Ziel zu

T Siehe: UBA (2026), Zeitreihen zur Entwicklung Erneuerbarer Energien in Deutschland, S. 7&9
2 Siehe: Netzentwicklungsplan Strom 2037 mit Ausblick 2045, Version 2025, 2. Entwurf der Ubertragungsnetzbetrei-
ber, S. 87



https://www.umweltbundesamt.de/system/files/document/zeitreihen-zur-entwicklung-der-erneuerbaren-energien-in-deutschland-pdf_uba_deu_0_0.pdf.pdf
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2026-03/NEP_2037_2045_V2025_2_Entwurf_1.pdf
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massiven Stilllegungswellen bis 2035 fihren.

Das Biomasse-Ziel gewinnt zukinftig an weiterer Bedeutung, weil gemall des KabE zum sogenannten
JNetzpaket” zuklnftig Netzbetreiber Netzanschlussbegehren von Erneuerbaren Energien Anlagen ge-
ringere Prioritat einraumen konnen, wenn Ausbauziele bereits erflllt sind. Ein Biomasse-Ziel im EEG,
das eine konstante installierte Leistung flir Biomasse vorsieht, stellt dann einen Freifahrtschein fur
Netzbetreiber dar, jegliche Netzanschlussbegehren von Biomasseanlagen zurlckzustellen - selbst
wenn es nur um die Flexibilisierung einer bestehenden Biogasanlagen geht. Dies ist aus Systemsicht
vollig kontraproduktiv, weil die Flexibilisierung von Biogasanlagen die Resilienz des Stromsystems er-
hoht und die Systemkosten insgesamt senkt.

Ein EEG-Ziel flr Biomasse, das nicht die installierte Leistung, sondern die aus Biomasse erzeugte
Strommenge bis zum Jahr 2035 stabilisiert, konnte auf Basis folgender Annahmen festgelegt werden:?

e Die aus Biogas erzeugte Strommenge bleibt auf dem Niveau von 2024 (laut AGEE Stat 29,3 TWh);
allerdings sinken die Volllaststunden auf Basis der Vorgaben im EEG so stark, dass im Schnitt
nur noch 2.100 Volllaststunden erreicht werden.* Die installierte Leistung wird entsprechend
erhoht.

e Die aus Biomethan erzeugte Strommenge bleibt auf dem Niveau von 2024 (laut AGEE Stat 2,8
TWh); allerdings sinken die Volllaststunden auf Basis der Vorgaben im EEG so stark, dass im
Schnitt nur noch 876 Volllaststunden erreicht werden.* Die installierte Leistung wird entspre-
chend erhoht.

e Die Strommenge, die aus sonstiger Biomasse erzeugt wird (feste Biomasse, fliissige Biomasse,
Klargas), bleibt auf dem Niveau von 2024 (laut AGEE Stat 11,9 TWh); auch die Volllaststunden
bleiben auf dem heutigen Niveau (laut AGEE Stat 5.477 VLh).

Auf Basis dieser Annahmen mussen ergibt sich folgende Berechnung eines Biomasse-Zielwerts flr
2035, um die aus Biomasse erzeugte Strommenge auf dem heutigen Niveau zu stabilisieren:

3 Alle Angaben zur Strommenge, die aus Biogas, Biomethan und sonstiger Biomasse erzeugt wird, zur installierten
Leistung der betreffenden Anlagen und - daraus abgeleitet — der durchschnittlichen Volllaststunden stammt aus:
UBA (2026),S.7 & 9

“ Das EEG begrenzt die jahrlichen Betriebsstunden von Biogasanlagen auf 2.920 pro Jahr, absinkend auf 2.420 (§
39i Abs. 2a EEG 2023), was mit An- und Abfahrrampen etwa 2.190 Volllaststunden zulasst. Allerdings sind in der
Praxis eine Reihe neu bezuschlagter Projekte mit deutlich weniger Volllaststunden zu beobachten. Das wird hier
mit einem angenommenen Durchschnittswert von 2.100 Volllaststunden abgebildet.

> Das EEG begrenzt die sog. ,Bemessungsleistung” von Biomethananlagen auf 10% der installierten Leistung, was
876 Volllaststunden entspricht (§ 39m Abs. 2 EEG 2023).
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Ziel: Stabilisierung der
Strommenge auf dem
Niveau von 2024 (TWh)

Absenkung der Voll-
laststunden gemafR
EEG 2023 bis 2035

Notwendige instal-
lierte Leistung (GW)
bis 2035

Biogas 29,3 2.100 13,9
Biomethan 2,8 876 32
Sonstige Biomasse (fest, Mo 5477 22
flussig, Klargas)
Summe/Durchschnitt 44,0 2277 19,3

Es ergibt sich also ein Biomasse-Zielwert von 19,3 GW in 2035, um die Stromerzeugung aus Biomasse
auf dem heutigen Niveau zu stabilisieren.

Angesichts der obigen Zahlen liegt das im KabE vorgesehene Ausschreibungsvolumen in § 28c Abs. 2
EEG weit hinter dem notwendigen zurtck.

Allein durch die Flexibilisierung des Biogasanlagenbestands konnten wir kurzfristig 12 GW gesicherte
flexible erneuerbare Leistung beisteuern, die zum Ausgleich der schwankenden Solar- und Windpro-
duktion dringend gebraucht wird. Die Bioenergieverbande halten zudem bei passenden Rahmenbe-
dingungen einen kurzfristigen Ausbau der installierten Leistung von flexibilisierten Biogasanlagen, Bi-
omethan-BHKW und Holzheizkraftwerken auf 24 GW bis 2040 fur moglich, allein durch den Weiterbe-
trieb und die Flexibilisierung von Bestandsanlagen bzw. den Ersatz stillgelegter Anlagen durch ent-
sprechend flexible Neuanlagen. Die insgesamt genutzte Biomassemenge wird dadurch nicht ausge-
weitet. Um dieses ambitionierte Ziel zu erreichen, sind jedoch deutlich hohere Ausschreibungsvolu-
mina notwendig.

Das Biomasse-Ziel in § 4 Satz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

,4. eine installierte Leistung von Biomasseanlagen von 19,3 GW im Jahr 2030 und im Jahr
2035".

Das Ausschreibungsvolumen fur Biomasse in § 28c Abs. 2 wird wie folgt angepasst:

,(2) Das Ausschreibungsvolumen betrdgt in_den Jahren 2027-2032 je 2.500 Megawatt zu
installierender Leistung.”




Stellungnahme zum KabE EEG 2027 vom 29.07.2026 - Stand: 1.10.2026

HAUPTSTADTBURO

Mit dem Kabk soll fur neue und bestehende Biogasanlagen, die in den zweiten Vergltungszeitraum
wechseln, die sehr harsche Begrenzung des Einsatzes von Mais und Getreide von 25 Masseprozent auf
30 Masseprozent angehoben werden (§ 39 i Abs. 1 EEG). Diese Entwicklung ist grundsatzlich positiv,
greift aber eindeutig zu kurz. Vielmehr ist eine Streichung, mindestens aber eine deutlich starkere
Anhebung notwendig.

Die Biogasbranche ist sich der Diskussion um eine Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen bewusst
und ist bestrebt, den Anteil klassischer nachwachsender Rohstoffe zu reduzieren. Eine regulatorisch
vorgegebene pauschale und drastische Reduzierung des Einsatzes von Energiepflanzen ist jedoch
strikt abzulehnen.

Erstens: Die Produktion von Energiepflanzen bereichert in vielen Regionen die Fruchtfolge oder er-
moglicht Uberhaupt erst wirtschaftliche Produktionssysteme. Eine vielfaltige Fruchtfolge schlieBt
Nahrstoffkreislaufe besonders in zunehmend viehlosen Regionen, nachwachsende Rohstoffe beson-
ders Energiepflanzen spielen dabei eine wichtige Rolle. Vorgaben zur Begrenzung des Maximalanteils
einzelner Kulturen sind landwirtschaftlichen Fachrecht, nicht aber im Energierecht, zu regeln.

Zweitens: Eine saisonale Flexibilisierung von Biogasanlagen bendotigt Einsatzstoffe mit hohem Ener-
giegehalt. Ein groRer energiepolitischer Vorteil der Stromerzeugung aus Biomasse ggl. anderen Flexi-
bilitatsoptionen wie Batteriespeichern ist die Moglichkeit der saisonalen Verschiebung der Strompro-
duktion auf die Wintermonate. Im Fall einer saisonalen Flexibilisierung von Biogasanlagen werden in
den Sommermonaten Substrate mit niedrigem Energiegehalt (z.B. Giille oder Zwischenfriichte) einge-
setzt, die in den Wintermonaten um Substrate mit hohem Energiegehalt (wie Mais) erganzt werden.
Eine Begrenzung des Maisanteils auf 30 Masse-Prozent verhindert diese energiewirtschaftlich extrem
sinnvollen Anlagenkonzepte.

Drittens: Klassische Energiepflanzen sind zumindest als Co-Substrat notwendig, um alternative Sub-
strate wie Gulle oder Zwischenfriichte erschlieBen zu kénnen, insbesondere fiir Bestandsanlagen. Da
viele Alternativen zu klassischen Energiepflanzen nur einen geringen Energieertrag haben und nicht
uber weite Strecken transportierbar sind, mussen an vielen Standorten weiterhin energiereiche Ener-
giepflanzen eingesetzt werden, um wirtschaftliche AnlagengroBen zu generieren. Dies gilt insbeson-
dere fur Bestandsanlagen, die ursprunglich auf einen anderen Einsatzstoffmix ausgelegt wurden.

Viertens: Alternative Einsatzstoffe sind teurer als klassische Energiepflanzen. Die Mehrkosten mussen
gegenfinanziert werden. Die spezifischen Kosten bei der Herstellung von Biogas aus alternativen Ein-
satzstoffen sind in aller Regel hoher als bei der Herstellung aus klassischen Energiepflanzen. Wenn
bei der Biogaserzeugung kunftig mehr auf alternative Einsatzstoffe gesetzt werden soll, mussen die
Mehrkosten durch eine zusatzliche Finanzierung gedeckt werden, z.B. eine hohere EEG-Vergutung.

Funftens: Eine Aufhebung des ,Maisdeckels” wirde im Ergebnis die Wirtschaftlichkeit vieler Anlagen,
gerader auch solcher mit Zuschlagswerten an der Existenzgrenze, erhohen, ohne den Haushalt zusatz-
lich zu belasten. Die Aufhebung stellt somit ein gutes Instrument dar, um in Zeiten knapper Gelder
dennoch mehr Wirtschaftlichkeit fur den Anlagenbetrieb zu ermaoglichen.

Sechstens: Die zunehmend jahrlich schwankenden Wetterbedingungen erschweren im Einzelfall den
Einsatz alternative Substrate (Bsp. Trockenheit im Jahr 2026 fiihrt zu geringen Ertragen bei Dauergriin-
land oder Getreide-GPS). Durch eine Streichung des Maisdeckels hat der Betreiber mehr Freiheit bei
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der Substratwahl und kann z.B. auf Maisbestdnde aus dem vorherigen Erntejahr (wie vielerorts 2025)
zuruckgreifen.

Die Begrenzung des Einsatzes von Mais sollte gestrichen werden (§ 39i Abs. 1 EEG 2023).

Damit dies auch flir bereits bezuschlagte Anlagen gilt, wird in § 100 Abs. 37 (idFv. 25.2.2025)
§ 391 Abs. 1 Satz 1 aus der Auflistung gestrichen. Ferner ist § 100 um folgende Regelung zu
erganzen:

,§ 391 Abs, 1Satz 1 EEG 2023, § 39i Abs. 1 EEG 2021 und § 39h Abs. 1 EEG 2017 ist unabhdngig
vom Zeitpunkt der Inbetriebnahme und unabhdngig vom Zeitpunkt der Zuschlagsertei-
lung nicht anzuwenden.”

Eine umfangreiche Flexibilisierung hat sehr hohe Investitionen (meist mehrere Mio. €) zur Folge und
kann oft nicht Uber den vorgesehenen zweiten Vergltungszeitraum von 12 Jahren (§ 39h Abs. 3 EEG)
amortisiert werden. Viele Anlagen, die Ende 2025 oder 2026 in den zweiten Vergltungszeitraum wech-
seln mussten bzw. missen und zu diesem Zeitpunkt noch nicht ausreichend flexibilisiert sind, haben
zudem nicht einmal zwolf Jahre fur die Amortisierung, deshalb sollte die Verlangerung auch fur bereits
bezuschlagte Anlagen gelten.

Der zweite Vergltungszeitraum sollte von 12 auf 15 Jahre verlangert werden, auch fur be-
reits bezuschlagte Anlagen.

GemaR der Berechnungen des Fraunhofer IEE im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums® aus dem
Jahr 2023 ist eine Anhebung des Flexibilitatszuschlags (§ 50a) auf mindestens 130 Euro/kW notwendig,
um die Kosten einer umfassenden Flexibilisierung zu decken. Seitdem sind die Kosten noch weiter
gestiegen. Auch der Flexibilitatszuschlag fur ,bereits Uber die Flexibilitatspramie geforderte Leistung”
ist auf mind. 100 Euro/kW anzuheben. Im Sinne eines Inflationsausgleichs sollte dies auch flr bereits
bezuschlagte Anlagen gelten.

In diesem Zusammenhang mochten wir auf eine Gleichbehandlungslicke hinweisen, dies sich aktuell
zwischen Biogasanlagen im EEG und den Uber das Stromversorgungssicherheits- und kapazitatenge-
setz (StromVKG) geférderten Erdgaskraftwerken ergibt. Das StromVKG sieht eine Hochstgebotswert von
244.000 Euro pro MW reduzierter Leistung vor, was einer jahrlichen Zahlung von 207 Euro pro kW in-
stallierter Leistung entspricht - also mehr als das Doppelte des aktuellen Flexibilitatszuschlags. Dabei
handelt es sich bei Biogas-BHKW und Gaskraftwerken um die gleichen Kapazitaten, die grundsatzlich
der gleichen Versorgungsaufgabe dienen.

6 Fraunhofer IEE et al (2024), Evaluationsbericht: Stromerzeugung aus Biomasse, S. 70-72



https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/zwischenbericht-biomkdg-250206.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Der Flexibilitatszuschlag in & 50a wird fur von 100 auf 130 Euro pro kW erhoht bzw. fur
bereits durch den Flexibilitatszuschlag fur ,bereits Uber die Flexibilitatspramie geforderte
Leistung” auf mind. 100 Euro/kW. Zudem wird im Sinne eines Inflationsausgleichs eine
Ubergangsregelung eingefiihrt, damit die Anhebung auch fiir bereits bezuschlagte Anla-
gen gilt:

In § 100 Abs. 37 wird § 50a Abs. 1 Satz 1 aus der Auflistung gestrichen. § 100 wird erganzt
um folgende Bestimmung:

,§ 50a dieses Gesetzes ist anstelle von § 50a Abs. 1 EEG 2021 und § 50a Abs. 1 EEG 2017
anzuwenden. § 100 Abs. 13 EEG 2021 entfallt.”

Mit dem Biomassepaket Anfang 2025 wurde die Vergutungssystematik fur Biogasanlagen in den Bio-
masse-Ausschreibungen grundsatzlich umgestaltet: Weg von einer Begrenzung der verglitungsfahigen
Strommenge pro Jahr (,Bemessungsleistung®) hin zu einer Begrenzung der vergltungsfahigen Be-
triebsviertelstunden pro Jahr (§ 39i Abs. 2a EEG 2023). Dies sollte groBere Anreize fiir eine flexible
Fahrweise der Biogasanlagen setzen.

Die Branche unterstutzt das Ziel, Biogasanlagen zu einer flexiblen Stromerzeugung anzureizen. Aller-
dings hat sich die Methodik der Begrenzung der Betriebsviertelstunden in der Praxis nicht bewahrt: an-
ders als beabsichtigt wurden Investitionen in zusatzliche Blockheizkraftwerke und Speicher nur in we-
nigen Fallen angereizt; vorherrschend ist insbesondere bei Betreibern kleiner Biogasanlagen sowie
Anlagen mit bestehenden Warmekonzepten der Plan, die Vorgaben kurzfristig durch eine Reduzierung
der Stromerzeugung zu erfullen, keine neuen Investitionen zu tatigen und bei der Notwendigkeit von
Ersatzinvestitionen die Anlage stillzulegen. Um das volkswirtschaftliche Optimum zu erzielen, ist es
entscheidend, dass die Regelungen des EEG nicht nur den energiewirtschaftlichen Anforderungen des
Stromsystems, sondern auch den wirtschaftlichen Zwangen der Betreiber Rechnung tragt. Konkret
wurden aus der Praxis insb. von Anlagenbetreibern und Direktvermarktern folgende Probleme der Be-
grenzung der Betriebsviertelstunden gemeldet:

e Saisonale Fahrweise: Die energiewirtschaftlich besonders sinnvolle Fahrweise von Biogasan-
lagen wird oft dadurch realisiert, dass in den Sommermonaten nur Gulle eingesetzt und die
Biogaserzeugung z.B. auf ein Drittel reduziert wird, in den Wintermonaten aber auch die be-
sonders energiehaltige pflanzliche Biomasse eingesetzt und die Biogaserzeugung voll hoch-
gefahren wird. Wahrend im Winter dann die vollstandige bezuschlagte Leistung aktiviert wird,
fahrt beispielsweise im Sommer nur eines von mehreren BHKW. Die Betriebsstunden im Som-
mer werden mitgezahlt, ohne dass auf Basis der gesamten Leistung Strom erzeugt wird. Die
vergutungsfahige Strommenge sinkt weiter.

e Wartungsarbeiten oder technische Ausfalle bei Anlagen mit mehreren BHKW: Es gibt Zeiten,
in denen z.B. aufgrund von notwenigen Revisionsarbeiten oder technischen Schaden ein
BHKW nicht in Betrieb ist. Bei Anlagen, die sich aus mehreren BHKW zusammensetzen, kann
dann nur ein Teil ihrer maximalen Erzeugungsleistung erreicht und nur einen Teil der EEG-
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Vergltung beansprucht werden; trotzdem werden diese Zeiten voll auf die maximale Zahl der
vergutungsfahigen Betriebsviertelstunden angerechnet. Kritisch ist dies besonders dann,
wenn ein BHKW (z.B. auch aufgrund von Lieferengpdssen oder Fachkraftemangel) langere Zeit
nicht zur Verfligung steht.

An- und Abfahrrampen der BHKW: Das Hoch- und Runterfahren der BHKW geschieht nicht
innerhalb von Sekunden sondern gemal’ der Netzbetreibervorgaben innerhalb der Leistungs-
gradienten der technischen Anschlussregeln und nicht punktgenau zum Beginn oder Ende ei-
ner Viertelstunde. Dieser Vorgang kann sich ggf. uber zwei Viertelstunden hinziehen, so dass
der Betreiber dann auch vergutungsfahige Strommenge verliert.

Anlagen mit Teilnahme am Regelenergiemarkt (Erbringung von Systemdienstleistungen): Re-
gelenergieprodukte sind i.d.R. kiirzer als eine Viertelstunde. Eine Reduzierung der Strompro-
duktion, die keine vollstandige Stillstandszeit ist, z.B. zur Erbringung negativer Regelleistung,
zahlt bei der aktuellen Systematik ab einem gewissen Grad nicht mehr als Betriebszeit; der
Anlagenbetreiber wirde dann den Anspruch auf die EEG-Vergutung fur die gesamte Strom-

menge in diesem Zeitraum verlieren.

Die Begrenzung der Betriebsviertelstunden sollte durch die bis zum Biomasse-Paket giil-
tige Begrenzung der jahrlich vergiitungsfahigen Strommenge (Bemessungsleistung) er-
setzt werden, auch fur Anlagen, die bereits einen Zuschlag mit Betriebsviertelstundensys-
tem haben.

Konkret sollte die Marktpramie oberhalb der Bagatellgrenze hochstens flr eine Bemes-
sungsleistung gezahlt werden, die 33 Prozent der installierten Leistung entspricht. Dies
ermoglicht mehr betriebswirtschaftlichen Spielraum fur die Betreiber, wahrend gleichzei-
tig die aktuell giiltige Pflicht fiir eine mindestens dreifache Uberbauung bestehen bleibt.

Fir Anlagen unterhalb der Bagatellgrenze von 750 kW instl. (siehe unten) sollte wie bisher
nur eine zweifache Uberbauung verpflichtend sein, also eine Begrenzung der Marktpra-
mie auf eine Bemessungsleistung, die 45 Prozent der installierten Leistung entspricht.

Der Entfall der Marktpramie bei Borsenstrompreisen < 2 ct/kWh stellt sicher, dass Block-
heizkraftwerke in Zeiten mit viel Wind- und Solarstromaufkommen tatsachlich ausgestellt
werden, und sollte fortgefuhrt werden.

Die hier vorgeschlagene Flexibilitatsanforderung in Form einer Begrenzung der vergu-
tungsfahigen Bemessungsleistung konnte wie folgt als neuer § 39i Abs. 2a gefasst werden:

,(2a) Fiir Strom aus Biogasanlagen, deren anzulegender Wert in einem Zuschlagsverfah-
ren ermittelt worden ist, verringert sich der Anspruch nach & 19 Absatz 1 fur jede Kilowatt-
stunde, um die in einem Kalenderjahr die Hochstbemessungsleistung der Anlage uber-
schritten wird, in der VeraufSerungsform der Marktpramie auf null. Hochstbemessungs-
leistung im Sinn von Satz 1 ist flir Anlagen, die Biogas einsetzen, und deren installierte
Leistung
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1. 750 RW lberschreitet, der um 66 % verringerte Wert der bezuschlagten Gebotsmenge
oder

2. maximal 750 RW betragt, der um 55% verringerte Wert der bezuschlagten Gebotsmenge.”

Eines der grofRten Hemmnisse flir eine umfassende Flexibilisierung ist oft, dass Netzbetreiber den
Anschluss stark Uberbauter Anlagen verhindern. Mit dem neuen § 8a EEG wird es Netzbetreibern er-
moglicht, Anlagenbetreibern so genannte ,flexible Netzanschlussvereinbarungen” anzubieten. Eine
solche Vereinbarung kann beispielsweise enthalten, dass eine flexibilisierte Biogasanlage an den
Netzeinspeisepunkt einer nahegelegenen PV-Anlage angeschlossen wird, mit der MaRgabe, nur dann
einzuspeisen, wenn die PV-Anlage keinen Strom einspeist. So wird eine effiziente und schnellere Nut-
zung von Netzanschlissen ermoglicht. Die flexible Netzanschlussvereinbarung ist aufRerordentlich
wichtig zur Umsetzung des Gesetzes. Berichten aus der Praxis zufolge, haben einige Netzbetreiber be-
reits angekindigt, von dieser Option keinen Gebrauch machen zu wollen. Angesichts der hohen Be-
deutung eines schnellen Netzanschlusses fur die Flexibilisierung ist es dem Netzbetreiber zuzumuten,
den technisch und wirtschaftlich geeigneten, nachstliegenden Verknipfungspunkt grundsatzlich be-
reitzustellen und eine entsprechende Vereinbarung verpflichtend anzubieten.

Regulatorisches Ziel sollte es sein, vorrangig dynamische Anschlussmodelle anzubieten, die eine Ein-
speisung stets dann ermoglichen, wenn die konkrete Netzsituation dies zulasst. Sofern kurzfristige
technische Restriktionen einer flachendeckenden Implementierung solcher Modelle entgegenstehen,
sind Netzbetreiber jedenfalls zu verpflichten, statische Modelle mit klar definierten Einspeisefenstern
bereitzustellen. Dabei empfehlen wir die Einfuhrung einer Obergrenze von 2.000 Stunden pro Kalen-
derjahr, in denen die Einspeisung beschrankt werden darf. Hierdurch wirde gewahrleistet, dass keine
pauschalen und netztechnisch nicht gebotenen Sperrfenster etabliert werden, die den Anschluss ins-
besondere flexibler Erzeugungsanlagen faktisch verhindern.

Ferner erscheint es aus unserer Sicht nicht sachgerecht, Netzanschlussbegehren von Speichern in
gleicher Weise zu behandeln wie solche von Erzeugungsanlagen. Ein Monitoring der Bundesnetzagen-
tur fur das Jahr 2024 weist eine angefragte Speicherleistung von rund 400 GW bei einer Speicherkapa-
zitat von 661 GWh aus. Dieses aulergewohnlich hohe Anfragevolumen, das den absehbaren systemi-
schen Bedarf deutlich Ubersteigt, verdeutlicht das Potenzial von Speicherprojekten, die bestehenden
Netzanschlussverfahren strukturell zu Uberlasten.

Vor diesem Hintergrund ist es angezeigt, insbesondere bei der Prifung flexibler Netzanschlussbegeh-
ren zwischen Erzeugungs- und Speicheranlagen zu differenzieren. Anschlussbegehren steuerbarer er-
neuerbarer Erzeugungsanlagen sollten dabei prioritar behandelt werden. Eine solche Differenzierung
tragt dem energie- und netzsystemischen Mehrwert dieser Anlagen Rechnung und verhindert zugleich,
dass spekulative oder strategisch motivierte Speicheranfragen die Integration tatsachlich systemdien-
licher Erzeugungskapazitaten verzogern.

§8a Abs. 3 EEG soll wie folgt abgeandert werden und zusatzlich sollen die Absatze 4-6
eingeflgt werden:
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,(3) Liegt der technisch und wirtschaftlich glinstigste sowie im Hinblick auf die Span-
nungsebene geeignete Netzverkniipfungspunkt nach & 8 Absatz 1 Satz 1 zweite Alternative
nicht an der Stelle mit der Rurzesten Luftlinienentfernung zum Standort der Anlage nach
§ 8 Absatz 1 Satz 1 erste Alternative, ist der Netzbetreiber verpflichtet die Moglichkeit des
Abschlusses einer flexiblen Netzanschlussvereinbarung fur diesen Netzverknipfungs-
punkt zu prufen. Der Netzbetreiber hat dem Anlagenbetreiber das Ergebnis dieser Prifung
gemeinsam mit dem Ergebnis der Netzvertraglichkeitsprifung mitzuteilen und ihm bei
positivem Priifergebnis den Abschluss einer flexiblen Netzanschlussvereinbarung anzu-
bieten.

(4) Der Anschlussbegehrende hat, soweit dies technisch méglich ist, Anspruch auf die An-
wendung einer volldynamischen Regelung. Zu diesem Zweck hat der Anschlussnetzbetrei-
ber ein geeignetes Kriterium festzulegen, anhand dessen die Belastung des Stromsystems
am Netzverknlpfungspunkt ermittelt und mittels fernubertragenem Signals an den Anla-
genbetreiber (ibermittelt wird. Stehen der Anwendung einer volldynamischen Regelung
technische Restriktionen entgegen, ist der Netzbetreiber verpflichtet, alternativ zeitliche
Einschrdnkungen in Form kalendermonatlich festzulegender Hullkurven vorzusehen,
durch die die Einspeisung in Zeitfenstern mit einer Gesamtdauer von hochstens 2.000
Stunden je Kalenderjahr ausgeschlossen wird.

(5) Die Regelungen der Absdtze (3) und (4) lassen Entschddigungsanspriiche des Anlagen-
betreibers aufgrund angeordneter Redispatch-Mafsnahmen nach den §§ 13 und 14 EnWG
unberthrt, sofern die Einspeisung nicht im Rahmen einer Wirkleistungsanpassung nach
§ 8a EEG erfolgt. Unberthrt bleibt zudem die grundsdatzliche Verpflichtung des Netzbetrei-
bers zum bedarfsgerechten Netzausbau.

(6) Bei mehreren Antrdgen auf Abschluss einer flexiblen Netzanschlussvereinbarung im
Rahmen eines Leistungszubaus haben Leistungserweiterungen, die sich auf einen bereits
bestehenden Netzverknlipfungspunkt auswirken, Vorrang vor Anschlussbegehren, fur die
ein neuer Netzverknupfungspunkt zu erschlieffen wdre. Darliber hinaus hat der Netzbe-
treiber Anschlussbegehren steuerbarer erneuerbarer Erzeugungsanlagen im Anschluss-
prozess gegenuber Anschlussbegehren von Speichersystemen vorrangig zu behandeln.”

§ 39i Abs. 5 EEG 2023 sieht einen Zuschlag in Hohe von 0,5 ct/kWh fiir Anlagen vor, deren installierte
Leistung unter 500 kW liegt. Der Zweck der Regelung ist, den Wettbewerbsnachteil von Anlagen mit
geringerer Leistung gegenlber Anlagen mit groRerer Leistung auszugleichen. Die Hohe dieses Zu-
schlags ist aufgrund gestiegener Kosten nicht mehr ausreichend und sollte zudem auch fur bereits
bezuschlagte Anlagen gelten.

Der Zuschlag wird entfristet und auf 3 ct/kWh angehoben sowie die Begrenzung von in-
stallierter Leistung auf Bemessungsleistung umgestellt. § 39i Abs. 5 ist wie folgt anzupas-
sen und ein neuer Absatz in der Ubergangsbestimmung des § 100 zu verankern:

Anpassung in § 39i Abs. 5:



Stellungnahme zum KabE EEG 2027 vom 29.07.2026 - Stand: 1.10.2026

HAUPTSTADTBURO

,(5) Der anzulegende Wert ist fiir alle bezuschlagten Gebote inden-Ausschreibungenin
denkKalenderahren2024—bis2025 flir Biomasseanlagen mit einer instattierten—teistunrg

Bemessungsleistung bis einschliefSlich 500 Kilowatt der jeweilige Zuschlagswert zuztiglich
65 3 Cent pro Kilowattstunde.”

In § 100 sollte folgender neuer Absatz eingeflgt werden:

,Flr Anlagen nach Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b ist ab 01.01.2027 § 39i Abs. 5 dieses
Gesetzes anzuwenden."

Gerade regional verankerte und landwirtschaftlich gepragte Kleinanlagen verfliigen haufig nicht tber
die wirtschaftlichen oder technischen Voraussetzungen, um die hohen Uberbauungsanforderungen
groBerer Anlagen zu erfullen, inshesondere wenn sie aufgrund ihrer GrofRe noch nicht genehmigungs-
bedirftig nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) sind. Viele dieser Anlagen waren auf
Basis des bisherigen EEG auf eine doppelte Uberbauung ausgelegt, wiirden bei einer dreifachen Uber-
bauung aber die Grenze zur BImSchG-Genehmigungsbedurftigkeit Uberschreiten, was in der Regel un-
wirtschaftliche Folgeinvestitionen erfordern wirde. Zudem konnten viele bestehende Warmekonzepte
bei hoheren Uberbauungsanforderungen nicht mehr ausreichend versorgt werden.

Um die Stilllegung kleiner Biogasanlagen bzw. das Ende der daran angeschlossenen War-
mekonzepte zu verhindern, sollte eine zweifache Uberbauung fiir Kleinanlagen ausrei-
chen (45 % Hochstbemessungsleistung bzw. max. 16.000 forderfahiger Betriebsviertel-
stunden, soweit deren Begrenzung erhalten bleibt). Dazu ist eine Anhebung der Bagatell-
grenze der Uberbauungsanforderungen von 350 auf 750 kW notwendig, was der Grenze
zur BImSchG-Genehmigungsbedurftigkeit entspricht. Die Anhebung der Bagatellgrenze
sollte ausdrucklich auch fir bereits bezuschlagte Anlagen gelten. Damit wirde der Vor-
gabe im Koalitionsvertrag Rechnung getragen, die eine besondere Berucksichtigung von
kleinen und warmegefiuhrten Anlagen vorsieht.

Sofern an der bestehenden Begrenzung der Betriebsviertelstunden festgehalten wird,
wird § 39i Abs. 2a Satz 5 dazu wie folgt geandert und § 39i Abs. 2a Satz 5 in einem neuen
Absatz der Ubergangsbestimmung auch auf bereits bezuschlagte Anlagen, deren Strom
im System der Betriebsviertelstunden vergutet wird, fur anwendbar erklart. § 39i Abs. 2a
Satz 5 sollte dann lauten:

LAbweichend von Satz 1 betragt die Anzahl der forderfahigen Betriebsviertelstunden fur
Biogasanlagen mit einer installierten Leistung bis einschlief3lich 356 750 Kilowatt, deren
anzulegender Wert in einem Zuschlagsverfahren ermittelt worden ist, 16 000 Betriebsvier-
telstunden.”

In § 100 sollte folgender neuer Absatz eingefugt werden:

,Flr Anlagen, die einen Zuschlag in einem Ausschreibungstermin nach dem 18.9.2025 und
vor dem 1.1.2027 erhalten haben, ist anstelle von § 39i Abs. 2a Satz 5 EEG 2023 (idFv.
25.2.2025) § 39i Abs. 2a Satz 5 dieses Gesetzes anzuwenden."
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Laut Koalitionsvertrag sollen die Flexibilitatspotenziale der Stromerzeugung aus Biogas voll gehoben
werden. Viele Betreiber konnten bei der ersten Ausschreibungsteilnahme nur mit der bestehenden
installierten Leistung oder einer zu geringen Leistung bieten, weil aufgrund fehlender Ubergangszeiten
oder mangelndem Netzanschluss, nicht mehr installierte Leistung moglich war.

Um das volle Potential dieser Anlagen erschlieffen zu konnen und den Anlagen eine wirt-
schaftliche Zukunft zu ermoglichen, sollte die einstmals bestehende, aber befristete Mog-
lichkeit einer erneuten Ausschreibungsteilnahme (§ 100 Abs. 18) wieder zugelassen und
wie folgt gefasst werden:

,(18) Abweichend von § 39¢c kénnen Bieter in den Ausschreibungen fiir Biomasseanlagen
nach den §§ 39 bis 39i ein Gebot fiir eine bezuschlagte Biomasseanlage abgeben (Bio-
masse-Zusatzgebot), wenn der zuerst erteilte Zuschlag fiir die Biomasseanlage in einem
Gebotstermin nach dem 31. Dezember 2020 erteilt wurde. In Erganzung zu den Anforde-
rungen an Gebote nach § 30 missen Biomasse-Zusatzgebote folgende Anforderungen er-
fullen:

1. die Nummer des bereits erteilten Zuschlags ist anzugeben und
2. die Registernummer der Anlage, auf die sich das Gebot bezieht, ist anzugeben.

Die §§ 39a bis 39i sind flr Biomasse-Zusatzgebote entsprechend anzuwenden. Wird ein
Zuschlag fur ein Biomasse-Zusatzgebot erteilt, ist flr die Biomasseanlage das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz in der zum Zeitpunkt des Gebotstermins, in dem das Biomasse-Zu-
satzgebot abgegeben wurde, geltenden Fassung anwendbar. Sind die anzulegenden
Werte flir das ursprtingliche Gebot und das Biomasse-Zusatzgebot nicht identisch, ist flr
den in der Biomasseanlage erzeugten Strom ein Gesamtwert im Verhdltnis zur installier-
ten Leistung zu bilden.”

Biomasseanlagen konnen als speicherbare, erneuerbare Energie den Strom bedarfsgerecht zur Verfu-
gung stellen. Dabei ist es fur das Stromnetz unerheblich, ob der bedarfsgerecht eingespeiste Strom
beispielsweise bei Biogasanlagen durch eine Uberbauung mittels zusatzlicher BHKW-Leistung (syno-
nym fiir sdmtliche Technologien zur Umwandlung von Biogas in Strom) oder der gleichzeitigen Ein-
speisung von BHKW-Leistung und einem Biomassestrom-Batteriespeicher erfolgt. Ein Batteriespeicher,
der ausschlieBlich den in der Biomasseanlage erzeugten Biomassestrom zwischenspeichert, ver-
schiebt die Einspeisung zeitlich und stellt den Strom dann sekundengenau zur Verfigung, wenn er
benotigt wird. Die vergutungsfahige Strommenge oder die installierte Leistung der Biomasseanlage
erhoht sich dabei nicht.
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Der Anlagenbetreiber einer Biogasanlage erhalt das Wahlrecht, ob er die Uberbauung
seiner Anlage beispielsweise Uber (zusatzliche) BHKW-Leistung und/oder einen Bio-
energie-Strom-Batteriespeicher realisieren will. Beide Moglichkeiten werden nahezu
gleichgestellt: Allerdings besteht kein Anspruch auf Flexibilitatszuschlag im Umfang der
installierten Leistung des Bioenergie-Strom-Batteriespeichers.

Bei festen Biomasseanlagen kann eine flexiblere Fahrweise beispielsweise durch teil-
weises Runter- und Hochfahren des Kessels erreicht werden. Auch in diesen Fallen kann
ein Batteriespeicher die Flexibilitat der Anlage zusatzlich erhohen, indem die Leistung
in Zeiten geringer Strompreise gedrosselt wird und zusatzlich der Strom in einem Bat-
teriespeicher gespeichert wird, um dann in Zeiten hoher Strompreise ins Netz abgege-
ben zu werden. Hierfur sollten Biomasse-Feststoff-Verbrennungsanlagen ein Anrecht
auf eine Zusatzleistung i.H. von mindestens 50 Prozent der angebotenen Leistung zum
Zwecke der zusatzlichen Einspeisung von zwischengespeichertem Strom aus ihrer An-
lage erhalten. Fir eine ausfuhrliche Beschreibung wird auf unsere Langstellungnahme
verwiesen.

Der KabE sieht die vollstandige Streichung der bisherigen Ausschreibungen fir hochflexible Biome-
than-Blockheizkraftwerke vor (Teil 3 Abschnitt 1 Unterabschnitt 6 EEG). Die Bioenergieverbande lehnen
diese Streichung ab.

Die Biomethan-Ausschreibungen sind der einzige etablierte Investitionspfad fur hochflexible erneu-
erbare Biomethan-KWK. Diese zu beenden wahrend gleichzeitig mit erheblichem Forderaufwand neue
fossile Kraftwerkskapazitaten aufgebaut werden sollen ist weder kosteneffizient noch mit Versor-
gungssicherheit und der Umstellung auf eine erneuerbare Warmeversorgung vereinbar.

Die im KabE genannten Argumente, die angeblich fur eine Streichung sprechen, sind nicht stichhaltig.

Die Streichung wird zum einen damit begrindet, Biomethan wuirde zukinftig in anderen Sektoren be-
notigt. Auch wenn wir zustimmen, dass Biomethan als wertvolle Ressource in vielen Sektoren eine
Rolle spielen kann, so stellt die Nutzung als Flexibilitatsoption im Stromsektor aus Systemsicht eine
sehr hochwertige Nutzungsform dar. Biomethan kann im Gasnetz Uber viele Monate gespeichert wer-
den und stellt deshalb eine hervorragende Moglichkeit dar, den Schwerpunkt der Biogasverstromung
auf die Wintermonate zu verlagern. Zudem ist Biomethan eine bereits heute verfligbare und kosten-
gunstige Alternative zu dem nur in geringen Mengen verfugbaren Wasserstoff, bei dem eine starke
Konkurrenz insb. mit dem Industrie- und Kraftstoffsektor besteht.

Daruber hinaus wirde eine Streichung der Biomethan-Ausschreibung im aktuellen Marktumfeld zu
keiner Nutzung in anderen Sektoren fuhren, sondern lediglich zu einer Stilllegung von Biomethanein-
speiseanlagen. Denn der Biomethanmarkt ist aktuell durch ein Uberangebot gepragt, das sich in den
nachsten Jahren noch verscharfen wird, wenn die EEG-Vergltung fur die bestehenden Biomethan-
BHKW endet und das Biomethan wieder auf den Markt kommt. Diese Mengen konnen im Ubrigen auch
nichtvon der geplanten Gringasquote im Warmebereich aufgenommen werden, die bestenfalls in den
2030er Jahren zu einem signifikanten Anstieg der Biomethannachfrage fihrt.


https://www.hauptstadtbuero-bioenergie.de/aktuelles/stellungnahmen/stellungnahme-zum-entwurf-der-bundesregierung-fuer-ein-eeg-2027-vom-29072026
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Auch dass es in den Jahren 2022 bis 2025 zu praktisch keinen Geboten in den Biomethan-Ausschrei-
bungen kam, zeigt nicht, dass sie nicht sinnvoll sind. Die geringe Beteiligung an den bisherigen Bio-
methan-Ausschreibungen ist kein Marktversagen, sondern das Ergebnis eines schlechten Ausschrei-
bungsdesigns.

Zur mangelnden Beteiligung in der Vergangenheit haben verschiede Faktoren beigetrachten:

e Die Beschrankung der Biomethan-Ausschreibung auf die ,Sidregion” (bis 2024); dadurch
wurde der weit Uberwiegende Teil der Projektstandorte von vornherein ausgeschlossen.

e Die niedrigen Gebotshochstwerte, die die realen Biomethan-Bezugskosten nicht abbildeten.

e Die hohen Flexibilitatsanforderungen, die die Errichtung von Biomethan-BHKW zur Fernwar-
meversorgung flr die klassischen Projektierer — die Stadtwerke — weitgehend unattraktiv ma-
chen; hier mussten sich erst neue Projektierer finden.

Die bundesweite Offnung, die Anhebung der Gebotshochstwerte sowie der Markteintritt neuer Projek-
tierer haben dazu gefuhrt, dass in der ersten Ausschreibung in 2026 erstmals seit 2021 wieder nen-
nenswert Gebote in den Biomethan-Ausschreibungen eingereicht wurden. Es ist abzusehen, dass bei
einer Fortfuhrung der Ausschreibungen die Beteiligung perspektivisch weiter steigt, weil immer mehr
neue Projekte einen ausreichenden Reifegrad erreichen.

Die Biomethan-Ausschreibungen sollten fortgefuhrt werden.

Falls an der Streichung festgehalten wird, ist zwingend eine Ubergangsregelung fir be-
reits entwickelte oder nachweislich in Entwicklung befindliche Projekte zu schaffen. Aktu-
ell stehen bereits laufende Projekte im zweistelligen Millionenbereich zur Disposition.

Biomasseanlagen mit synchron gekoppelten Generatoren konnen bereits heute Momentanreserve be-
reitstellen und damit einen wichtigen Beitrag zur Netzstabilitat leisten. Diese Momentanreserve ge-
winnt mit dem steigenden Anteil erneuerbarer Energien an Bedeutung, weil sie unmittelbar zur Fre-
quenzstabilisierung beitragt und den Bedarf an Regelenergie verringern kann. Wahrend diese Leistung
friher von konventionellen Kraftwerken nebenbei erbracht wurde, sind erneuerbare Alternativen wie
Lvirtuelle Tragheit” derzeit noch nicht ausreichend verfliigbar und werden voraussichtlich erst in den
2030er Jahren breiter einsetzbar sein. Problematisch ist daher, dass vorhandene Biomassekraftwerke
trotz ihres technischen Potenzials regulatorisch teilweise ausgeschlossen sind und stattdessen kon-
ventionelle Kraftwerke fir Momentanreserve hochgefahren und vergitet werden. Dies widerspricht
dem Prinzip der Vorrangregelung fur EE-Anlagen beim Redispatch, d.h., dass EE nur abgeregelt werden
soll, wenn deren Kosten eine GroRenordnung hoher liegen. In Zeiten verschiedener Krisen sind Fragen
der Resilienz verstarkt stets mitzudenken. Es ist erforderlich, das Resilienzverstandnis dahingehend zu
erweitern, dass neben der Herkunft von Anlagenbestandteilen etc. auch der Brennstoff starker mit
einbezogen wird und heimische, sicher verfughare Biomasse in entsprechenden Szenarien sachge-
recht berucksichtigt wird.



Stellungnahme zum KabE EEG 2027 vom 29.07.2026 - Stand: 1.10.2026

HAUPTSTADTBURO

Auch bei Betrieb in Teillast-Fahrweisen konnen diese Biomaasseanlagen nahezu die volle Momentan-
reserve wie bei Volllast bereitstellen, da der Generator synchron zum Netz mit konstanter Frequenz
rotiert und entsprechende Massentragheit besitzt. Damit konnen sie auch in flexiblen Fahrweisen die
Netzstabilitat unterstiitzen.

Die aktuellen Ausschreibungen fur Momentanreserve sind unterdeckt. Soll das vorhandene und er-
weiterbare Potenzial stabilisierender Momentanreserve von Biomasseanlagen genutzt werden, so
mussen die aktuell vorhandenen regulatorischen Ausschlusse fur diese Anlagen aufgehoben und eine
angemessene Vergutung der Systemdienstleistung erfolgen.

Das Hauptstadtbiro Bioenergie schlagt ein gekoppeltes Vergutungsprodukt vor, das die
flexible Absenkung der Einspeiseleistung von Biomasse-Heizkraftwerken mit der fortdau-
ernden Bereitstellung lokaler Momentanreserve verbindet.

Kernkriterien dieses Produkts sind eine nachgewiesene Absenkungsfahigkeit der angebo-
tenen Einspeiseleistung um mindestens 40 % flir mindestens 500 Stunden und eine An-
laufzeitkonstante von mindestens 2 Sekunden als Kriterium einer signifikanten Moment-
anreservebereitstellung.

Zur Kompensation der erhohten Kosten aus Zusatzinvestition in Flexibilisierung und Be-
trieb wird ein jahrlicher Flexibilitatszuschlag von 130 EUR je kW abgesenkter Einspeise-
leistung fur den EEG-Vergutungszeitraum vorgeschlagen.

Es wird gefordert, dass auch inharent im Wirkleistungsbetrieb erbrachte physikalische
Momentanreserve aus Synchrongeneratoren anerkannt und vergltet wird, zusatzlich zum
Aufbau zusatzlicher Momentanreserve nach den aktuellen Bedingungen der Momentan-
reserveausschreibungen.

Nach Ansicht des Hauptstadtblro Bioenergie konnte das vorgeschlagene Produkt Uber
einen zusatzlichen Abschnitt in §50 EEG (Flexibilitatsparagraph) geregelt werden.

,§ 50¢ Flexibilitatszuschlag fur gleichzeitige Bereitstellung von Momentanreserve

(1)

(2)

(3)

Biomasseheizkraftanlagen haben Anspruch auf einen Flexibilitatszuschlag, wenn die Ein-
speiseleistung auf mindestens 60% der angebotenen Einspeiseleistung reduziert werden
kann unter Beibehaltung der Momentanreservebereitstellung.

Der Umfang der mindestens zu erbringenden Momentanreserve ergibt sich aus dem Pro-
dukt der installierten elektrischen Nennleistung dieser Anlage und einer Anlaufzeitkon-
stante von mindestens 2 Sekunden.

Fur die nachgewiesene Absenkungsfahigkeit zur angebotenen Einspeiseleistung von min-
destens 40 % fur mindestens 500 Stunden erhdlt der Anlagenbetreiber fir den gesamten
EEG-Vergutungszeitraum einen jahrlich auszuzahlenden Flexibilitdatszuschlag in Hohe von
130 EUR pro RW Leistungsabsenkung.”
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Fur eine detaillierte Darstellung der vorgeschlagenen Flexibilisierungoption von Bio-
masse-HKW mit gekoppelter Momentanreservebereitstellung wird auf die Stellungnahme
des FVH verwiesen.


https://www.fachverband-holzenergie.de/application/files/8017/9033/9226/2026.09.25_FVH-SN_Flex_MomR_Batterie.pdf
https://www.fachverband-holzenergie.de/application/files/8017/9033/9226/2026.09.25_FVH-SN_Flex_MomR_Batterie.pdf

Stellungnahme zum KabE EEG 2027 vom 29.07.2026 - Stand: 1.10.2026

Hauptstadtblro Bioenergie

Sandra Rostek

Leiterin

Tel.: 030-2758179-15

Email: rostek@bioenergie.de

Dr. Guido Ehrhardt

Referatsleiter Politik des Fachverband Biogas e.V. (FVB)
Tel.: 030-2758179-16

Email: guido.ehrhardt@biogas.org

HAUPTSTADTBURO



	21(9)360 Stellungnahme_Bioenergie_EEG
	Stellungnahme
	Ausschussdrucksache 21(9)360
	Öffentliche Anhörung zu Vorlagen zum Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2027 auf BT-Drucksachen 21/7867, 21/7819, 21/8108, 21/8119, 21/7907

	HBB Stn Anhörung KabE EEG 2027 [1.10.2026]

